
FESTSETZUNGEN
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung

Festgesetzt wird ein "Allgemeines Wohngebiet" gemäß (gem.) § 4 Abs. 1 und Abs. 2 BauNVO.
Die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen baulichen Anlagen, Nutzungen und Einrichtungen
sind unzulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung

1.2.1 Einzel- Doppelhäuser

Im Bereich der Einzel- und Doppelhäuser wird die max. zulässige GRZ gem. § 19 Abs. 1 BauNVO mit 0,4 und
eine max. zulässige GFZ gem. § 20 Abs. 2 BauNVO mit 0,6 festgesetzt.
Es sind max. 2 Vollgeschosse zulässig.
EG + OG + DG (Dachgeschoss kein Vollgeschoss)  I + I =II
bzw. EG + DG (Dachgeschoss als Vollgeschoss) I + D = II
Es wird eine offene Bauweise festgesetzt.
Siehe Orientierungshilfe Schemaschnitte

1.2.2 Mehrfamilienhäuser

Im Bereich der Mehrfamilienhäuser wird die max. zulässige GRZ gem. § 19 Abs. 1 BauNVO mit 0,4 und die
max. zulässige GFZ gem. § 20 Abs. 2 BauNVO mit 1,2 festgesetzt.
Es sind max. 3 Vollgeschosse zulässig, die sich aus EG + OG + DG als Vollgeschoss zusammensetzen
können.
Es wird eine offene Bauweise festgesetzt.
Siehe Orientierungshilfe Schemaschnitte

1.2.3 Geländeangleichung

Wenn sich aufgrund der natürlichen Gegebenheiten ergibt, dass das Untergeschoss zum Vollgeschoss  nach
Art. 2 BayBO wird, darf die höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse um dieses Geschoss überschritten werden.
Als Untergeschoss ist eine Tiefgarage zulässig.

1.2.4 Höhenfestsetzungen

Bei den Einzel- und Doppelhäuser beträgt die max. Traufhöhe bergseitig im Mittel bei II 6,70 m und die
maximale Firsthöhe 9,50 m. Talseitig ergibt sich die Trauf- und Firsthöhe aus dem natürlichen Geländeverlauf.
Gemessen wird von Oberkante festgelegtes Gelände zur Schnittlinie Wand /OK Dachhaut, bzw. bis zum First.

Bei den Mehrfamilienhäusern werden die Firsthöhen als Höhen ü.NN festgelegt.
A= 292,80 m B= 292,43 m C= 289,22 m D= 288,39 m
Die Traufhöhe beträgt bergseitig im Mittel 6,70 m. Talseitig ergibt sich die Höhe aus dem natürlichen
Geländeverlauf.

1.3 Bauweise, Baulinien, Baugrenze

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baulinien bzw. Baugrenzen gem. § 23 Abs. 2+3 BauNVO
festgesetzt

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

2.1 Dachgestaltung

2.1.1  Im Bereich der Wohn-/Hauptgebäude, der Garagen/Carports sowie der sonstigen untergeordneten
Nebenanlagen sind das Sattel- (SD), das Zelt- (ZD) und das Walmdach (WD) mit Dachneigungen von mind. 18°
Grad zulässig. Dacheindeckungen sind mit rot- od. grau- bis anthrazitgetöntem, nicht glänzendem (z. B.
glasiertem) Material auszuführen. Metalldacheindeckungen jeder Art sind allgemein unzulässig. Bei
Garagen/Carports und untergeordneten Nebenanlagen ist zusätzlich das Flachdach (FD) zulässig, dieses ist
dann mind. mit einer extensiven, flächigen Dachbegrünung (z.B. als Sedumbegrünung in Form einer
Anspritzbegrünung oder als Sedum-Sprossenansaat) oder eienr Photovoltaikanlage zu versehen,
Die Dachneigung und  Dachform aneinandergebauter Garagen ist anzupassen.

Dachgauben
Dachgauben sind bei Dächern mit steilen Dachneigungen (ab 30 °)  bis zu einer Gesamtlänge  der halben
Dachlängenseite zulässig. Die Breite der Dachgaube wird auf 4 m begrenzt.

2.1.2 Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energien sind zulässig. Bei der Montage gilt: Davon ausgehende,
benachbarte schutzwürdige Nutzungen, Einrichtungen und bauliche Anlagen, beeinträchtigende Reflektionen,
Spiegelungen und/oder Blendeffekte sind unzulässig und durch geeignete Gegenmaßnahmen (z. B.
Beschichtungen, entspiegelnde Folien, optimierte Ausrichtung und Neigung o. ä.) zu vermeiden.

2.2 Fassadengestaltung

Die Verwendung greller Farben (Signalfarben in Anlehnung an die RAL-Farben Nr. 1003 Signalgelb, Nr. 2010
Signalorange, 3001 Signalrot, Nr. 4008 Signalviolett, Nr. 4010 Telemagenta, Nr. 5005 Signalblau, Nr. 6032
Signalgrün), die Verwendung sämtlicher RAL-Leucht- und/oder RAL-Perlfarben sowie die Verwendung
reflektierender und/oder spiegelnder Fassadenmaterialien ist unzulässig.
Die Fassaden sind mit einem  Außenputz zu versehen. In Teilbereichen sind auch Fassadenverkleidungen
zulässig.

2.3 Einfriedungen

Grenzständige Einfriedungsmauern inkl. Sockelmauern sind unzulässig. Zaunsockel sind nur an der vorderen
Grundstücksgrenze bis zu einer Höhe von max. 0,20 m zulässig. An den seitlichen/hinteren
Grundstücksgrenzen müssen Zaunanlagen einen Bodenabstand von mind. 0,15 m  aufweisen. Zäune
(einschließlich Zaunsockel/Bodenabstand) an der vorderen Grundstücksgrenze dürfen eine Gesamthöhe von
1,20 m nicht überschreiten. Zauntore/-türen müssen in die Privatgrundstücke hinein aufschlagen. Anstelle
grenzständiger Zäune sind grenzständige, bis max. 2,0 m hohe Hecken aus standortgerechten, heimischen
Laubgehölzen mit hoher Trockenstresstoleranz/Frosthärte zulässig. Zäune im Bereich der
Garagen-/Stellplatzvorplätze, -zufahrten bzw. der Grundstückszufahrten sind unzulässig (priv. Stauraum vor
Garagen mind. 5,0 m, bei Carports mind. 3,0 m).

2 .4 Stellplätze, Garagen, Carports

Je Wohneinheit sind  bei den Einzel- und Doppelhäusern zwei Stellplätze nachzuweisen.
Bei den Mehrfamilienwohnhäusern sind bei WE größer 50 m²  2 Stellplätze je Wohneinheit festgesetzt. Bei WE
kleiner 50 m² ist 1 Stellplatz nachzuweisen.

Bei den Einzel- und Doppelhausgrundstücken ist die Lage der Garagen, Carports, Stellplätze der
vorgeschlagene Standort
Bei den Stellplätzen für die Mehrfamilienhäuser sind die Standorte nur innerhalb der festgesetzten Flächen
zulässig.

Bei den Einzel- und Doppelhäusern ist die Anordnung von Garagen im Untergeschoss der Wohngebäude nicht
zulässig.
Bei dem Mehrfamilienhaus im Westen ist aufgrund der Geländesituation eine Tiefgarage als Untergeschoss
zulässig.

Vor Garagen ist ein Stauraum von 5,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche hin einzuhalten. Er darf nicht durch
Einfriedungen oder Tore beschränkt werden.

2.5 Untergeordnete Nebenanlagen

Nebenanlagen (z. B. Garten-/Gerätehäuschen, Fahrradschuppen, Mülleinhausungen o. ä.) dürfen insgesamt
eine Grundfläche von max. 15 m² nicht überschreiten und sind auch außerhalb der überbaubaren
Grundstücksfläche zulässig, sofern sie einen Abstand von mind. 3,0 m zur Straßenbegrenzungslinie einhalten.

2.6 Nicht überbaute Flächen

Versiegelte Flächen sind auf eine Mindestmaß zu beschränken und so durchlässig wie möglich zu gestalten.

Eingangsbereiche und Terrassenflächen können z. B. mit Betonpflaster/-platten, Klinker, Fliesen, Naturstein-,
Holzbelägen o. ä. befestigt werden. Alle sonstigen zu befestigenden Flächen (Grundstückszufahrten, Fußwege,
Eingangsbereiche, Fahrradstellplätze, Gebäudevorflächen, nicht überdachte Stellplätze, Flächen für die
Mülllagerung o. ä.) sind in teilversickerungsfähiger Bauweise auszuführen (z. B. Schotterrasen, Rasenpflaster,
sickerfähiges Betonporenpflaster, Pflaster mit Rasen-/Splittfugen, wassergeb. Bauweisen o. ä.).

Gem. § 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO i. V. m. Art. 7 Abs. 1 Nr. 2 BayBO unzulässig ist die Ausführung sog. Stein-/
Schottergärten/-flächen, d. h. die flächige Ausführung/Andeckung von Sanden, Splitten, Kiesen, Schottern
und/oder sonstiger natürlicher Mineralgemische im Bereich der nicht überbauten Grundstücksflächen
(Ausnahmen: Sandspielkästen, Fallschutzbeläge im Bereich von Spielgeräten, Traufstreifen).

Ver- und Entsorgungsleitungen

Die zur Erschließung des Baugebietes erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen werden in die öffentliche
Verkehrsfläche verlegt.
Stromversorgungskabel, welche evtl. etwa 1,00 m parallel zu den Grundstücksgrenzen verlegt werden, haben
die Anlieger zu dulden.

3. Immissionsschutz

„Für den potenziellen Betrieb von haustechnischen Anlagen (Wärmepumpe, Lüftungsanlage, etc.) wird am
maßgeblichen lmmissionsort (0,5 m vor dem geöffneten Fenster eines schutzbedürftigen Raumes des
nächstgelegenen Wohnhauses) gemäß Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) ein maximal
zulässiger Teilbeurteilungspegel tagsüber (6:OO bis 22:OO Uhr) von 49 dB(A) und nachts (lauteste volle
Stunde von 22.00 bis 6:00 Uhr) von 34 dB(A) festgesetzt. Die Anlagengeräusche dürfen zudem gemäß TA Lärm
nicht tieffrequent sein. Der Nachweis der Einhaltung der 0.a. Schallschutzanforderungen obliegt den jeweiligen
Betreibern / Bauherren."
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im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB

1
A

(Bebauungsplan der Innenentwicklung)

Erneute öffentliche Auslegung 

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

MARKT BURGEBRACH, LANDKREIS BAMBERG

gem. § 4 a Abs. 3 BauGB
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§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB - § 4 BauNVO

Allgemeines Wohngebiet 

2. Maß der baulichen Nutzung

Geschossflächenzahl

Grundflächenzahl

3. Bauweise, Baugrenze

offene Bauweise

Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze § 23 Abs. 3 BauNVO

4. Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

5. Flächen für Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung

Flächen für Versorgungsanlagen
Zweckbestimmung Elektrizität

6. Grünflächen

private Grünflächen

8. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Zahl der Vollgeschosse

Pflanzgebot für Bäume

vorgeschlagener Standort für Garage mit Zufahrt

bestehende Bebauung

vorhandene Grundstücksgrenzen

vorgeschlagene Gebäudestellung 

Flurnummer328

vorgeschlagene Grundstücksgrenzen

Straßenbegrenzungslinie

Nutzungsschablone

Einschränkung der Bauweise

Grundflächenzahl
Geschoßflächenzahl
offene Bauweise

Zahl der Vollgeschosse
Art der Nutzung21
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1. Art der baulichen Nutzung

§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB - § 16 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB - §§ 22 u. 23 BauNVO

§ 9 Abs. 1 Nr.11 u. Abs. 6 BauGB

§ 9 Abs.1 Nr. 12, 14 u. Abs. 6 BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 u. Abs. 6 BauGB

WA

GFZ 0,6, 1,2

GRZ 0,4

II, III

o

ED

Hauptwasserleitungen / Mischwasserkanal ( § 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs.6 BauGB )

7. Planungen, Nutzungsregelungen Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
( § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB )

Doppelhäuser und Hausgruppen zulässigDH

bestehende Hecke erhalten

Festgesetzter Standort für private Sammelstellplätze

Baulinie § 23 Abs. 2 BauNVO

Sichtdreieck 

Privatweg / private Zufahrt / private Stellplätze

329

Höhenlinien m ü.N.N

öffentliche Grünflächen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs.1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

GWM
Grundwassermessstelle

20 kV Leitung-Bayernwerk Netz GmbH

Gasleitung-Bayernwerk Netz GmbH

von Nebenanlagen und Einfriedungen freizuhaltender 
Bereich am Wendehammer

4. Weiterbetrieb der Grundwassersanierung

Die bestehenden Grundwassermessstellen im Geltungsbereich Fl. Nr. 1532 werden weiterbetrieben und in die
Planung integriert. das Konzept von R&H Umwelt, Würzburg vom 01.09.2021 sowie die Bewertung  „Wirkungspfad
Boden-Mensch (direkter Kontakt)" vom 12.05.2021 werden zum Bestandteil der 2. Änderung des Bebauungsplans
„Falk und Dippacher Orles I" erklärt.

Sanierungsbrunnen und Messstellen
Die Sanierungsbrunnen und Messstellen auf dem Flurstück 1532 bleiben alle erhalten. Geändert werden
lediglich die Brunnenköpfe und Schächte. Die Messstellen, die überflur ausgebaut sind, werden so modifiziert,
dass sie in tagwasserdichten Schächten liegen.
Sofern Brunnen oder Messstellen im Bereich der geplanten Gebäude liegen, werden sie so rückgebaut, dass
sie vom Keller aus zugänglich sind.

Sanierungsanlage
Die Position der Sanierungsanlage (Container mit Steuerungseinrichtungen und Filtern) kollidiert nicht mit
geplanten Gebäuden und verbleibt am jetzigen Standort.
Diese Verpflichtung gilt auch für Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers.

5. Grünordnerische Festsetzungen

Pro angefangener 400 m² privater Grundstücksfläche ist mind. ein standortgerechter, stadtklimaresistenter,
heimischer Laubbaum zu pflanzen. Die zur Anpflanzung festgesetzten Gehölze sind dauerhaft zu unterhalten und bei
Abgang zu ersetzen.
Für die Grünflächen auf privatem Grund sind standortgerechte, heimische, stadtklimaverträgliche Laubgehölzarten
mit hoher Trockenstresstoleranz/Frosthärte, sowie Gehölzarten, denen auch als sog.
Bienenweide/Bienennährgehölze Bedeutung/Funktion zukommt, zu pflanzen.

Weiterhin ist autochtones Saatgut zu verwenden.

Die Verwendung von Koniferen zwecks privater Grundstückseingrünung ist unzulässig.

Auf privatem Grundstücken für Einzel- und Doppelhäuser werden Zisternen mit einer Größe von min. 3m³ festgelegt,

6. Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise, Empfehlungen.

6.1 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem
Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des
Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines
der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
 
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige
unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

6.2 Wasserwirtschaftsamt Kronach

Es wird darauf hingewiesen, dass der Schutz künftiger baulicher Anlagen gegen potenziell vorhandene hohe
Grundwasserstände und/oder drückendes Grundwasser dem jeweiligen Bauherrn obliegt. Daher wird empfohlen, vor
Baubeginn ein Baugrundgutachten in Auftrag zu geben.
Alle Möglichkeiten zur Minimierung von Flächenversiegelungen sollten vorab geprüft und soweit möglich
berücksichtigt werden.

6.3 Kreisbrandrat des Landkreises Bamberg

Löschwasserversorgung:
Die öffentliche Wasserversorgung muss so dimensioniert sein, dass diese 96 cbm Wasser für 2 Stunden fördern
kann. Sollten Gewerbebetriebe mit einem höheren Löschwasserbedarf sich ansiedeln. muss der Löschwasserbedarf
neu bewertet werden. (entweder muss der Betreiber Sorge dafür tragen, oder der Wasserversorger.)
Nach Möglichkeit, sollten Überflurhydranten installiert werden.

Zufahrten:
Die Zufahrtstraßen + Wenderadien müssen den einschlägigen Vorschriften - Normen für
Feuerwehrfahrzeuge entsprechen.

Begrünung:
Bei der Bepflanzung von Hecken und Sträuchern ist darauf zu achten, dass bei einem Leitereinsatz
diese keine Behinderung darstellen.

Das Straßenniveau sollte so geplant werden, dass bei Sturzregen das Einlaufen von Wasser in Kellern kaum möglich
ist.

6.4 Landratsamt Bamberg

Im Bereich der Altlastenflächen gilt der „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen,
insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren", der mit IMS vom 18.04.2002
eingeführt wurde.

Daneben gilt das „Merkblatt Altlasten 1" des Landesamtes für Umwelt. Es ist grundsätzlich darauf hinzuweisen, dass
für Wohnnutzung und damit verbundene andere sensible Nutzungsarten wie Kinderspielflächen oder Haus- und
Kleingärten andere Werte gelten als für eine gewerbliche Nutzung, die möglicherweise beim Bodenaustausch in den
I990er-Jahren zugrunde gelegt wurde.

6.5 Staatliches Bauamt Bamberg

Mit geeigneten Maßnahmen (z. B. Beschichtungen, entspiegelnde Folien) bzw. entsprechender Ausrichtung und
Neigung ist sicherzustellen, dass die Verkehrsteilnehmer auf der Staatsstraße von Solarkollektoren und
Photovoltaikanlagen nicht geblendet werden.
(§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB i.V.m. Art. 9 Abs. 1 BayStrWG).

Wasser und Abwässer dürfen dem Straßenkörper der Staatsstraße und deren Entwässerungseinrichtungen nicht
zugeleitet werden.
Der Abfluss des Niederschlagswassers von der Staatsstraße bzw. dem Straßengrundstück darf nicht beeinträchtigt
werden (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB i.V.m. Art. 9 Abs. 1 BayStrWG).

Auf die von der Straße ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Eventuelle erforderliche Lärmschutzmaßnahmen
werden nicht vom Baulastträger der Staatsstraße übernommen.
(Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV)

6.6 Bayernwerk Netz GmbH

Zur elektrischen und gastechnischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungskabel,
Verteilerschränke, Rohrleitungen und Straßenkappen für die Armaturen erforderlich. Für die Unterbringung dieser
Anlagenteile in den öffentlichen Flächen sind die einschlägigen DIN-Vorschriften DIN 1998 zu beachten. Eine
Gasrohr- bzw. Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder
Grünstreifen ohne Baumbestand möglich.

Nach § 123 BauGB sind die Gehwege und Erschließungsstraßen soweit herzustellen, dass Gasrohre und Erdkabel
in der endgültigen Trasse verlegt werden können.
Ausführung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Höhen:

- Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit
endgültigen Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. Gehwegen und den
erforderlichen Grundstücksgrenzen vor Ort bei Bedarf durch den Erschließungsträger
(Gemeinde) abzustecken.

- Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist uns ein angemessenes Zeitfenster zur Verfügung zu stellen, in dem
die Arbeiten ohne Behinderungen und Beeinträchtigungen durchgeführt werden können.

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass freigelegte Gasleitungen erst dann wieder verfüllt werden dürfen, nachdem
unser Betriebspersonal diese auf Beschädigungen überprüft haben. Weiterhin möchten wir auf die Allgemeinen
Unfallverhütungsvorschriften BGV A3 und C22, die VDE-Bestimmungen, die DVGW-Richtlinie GW315 und das
Merkblatt ,,Zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen" bei Grabarbeiten hinweisen.

Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen von Bepflanzung freizuhalten sind, da
sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher
dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt
werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit uns geeignete Schutzmaßnahmen
durchzuführen.
Beachten Sie bitte die Hinweise im "Merkblatt über Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle", Ausgabe 2013 vom
FGSV Verlag www.fgsv-verlag.de (FGSV-Nr. 939), bzw. die DVGW-Richtlinie GW125.

Bereich 2. Änderung Bebauungsplan
"Falk und Dippacher Orles I"
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  (GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 10.07.2018 GVBl. S. 523)
d) Bayerische Bauordnung (BayBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14. August 2007 

c) die Planzeichenverordnung (PlanzV 90), Verordnung über die Ausarbeitung  der 
b) Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bek. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)

a) das Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bek. vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 
Rechtsgrundlagen 

  Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (PlanzV 90) vom 18.12.1990

  (GVBl. S. 796 ff.), zuletzt geändert durch § 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 15.05.2018 (GVBl. S. 260)
e) Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998

VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Burgebrach hat in der öffentlichen Sitzung am

10.11.2020 die Aufstellung des Bebauungsplans "2. Änderung des Bebauungsplans Falk und
Dippacher Orles I" im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB (Bebauungsplan der
Innenentwicklung), Gemarkung Burgebrach beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 19.11.2020 im Amtsblatt  Nr. 47 der Marktgemeinde
Burgebrach ortsüblich bekannt gemacht.

2. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Burgebrach hat in der öffentlichen Sitzung vom
10.11.2020 den Entwurf des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren nach § 13 a
BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) i. d. Fassung vom 10.11.2020 gebilligt und die
Bürgerbeteiligung und die öffentliche Auslegung beschlossen.

3. Gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit am 19.11.2020 im amtlichen
Mitteilungsblatt Nr. 47 sowie zusätzlich online/digital auf der Homepage des Marktes
Burgebrach darüber informiert, wo sie sich über die allgemeinen Zwecke und Ziele sowie die
wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit in
der Zeit vom 07.12.20 bis 08.01.20 zur Planung äußern kann.

4. Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung sowie die nach § 3 Abs. 2 auszulegenden
Unterlagen  wurden zusätzlich auf der Homepage der Marktgemeinde
Burgebrach.veröffentlicht.

5. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs 2
BauGB für den Entwurf des Bebauungsplans i. d. Fassung vom 10.11.20 hat vom 07.12.20 bis
08.01.20 stattgefunden.

6. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Burgebrach hat am 18.01.2022 in öffentlicher Sitzung die
eingegangenen Stellungnahmen behandelt und gewürdigt.

7. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Burgebrach hat am 18.01.2022 in öffentlicher Sitzung
den Bebauungsplan "2. Änderung des Bebauungsplans Falk und Dippacher Orles I",
Gemarkung Burgebrach im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB  i. d. Fassung vom
18.01.2022 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Markt Burgebrach, den ....................................................

.................................................................................
Peter Pfohlmann (1. Bürgermeister)                                            Siegel

8. Der Satzungsbeschluss der "2. Änderung des Bebauungsplans Falk und Dippacher Orles I"
wurde am 07.07.2026 aufgehoben.

9. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Burgebrach hat in der öffentlichen Sitzung vom
07.07..2026 den erneuten Entwurf des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren nach §
13 a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) i. d. Fassung vom 07.07.2026 gebilligt und
die erneute öffentliche Auslegung nach § 4a Abs. 3 BauGB beschlossen.

10. Gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB wurde die Öffentlichkeit am .................. im amtlichen
Mitteilungsblatt Nr..... sowie  online/digital auf der Homepage des Marktes Burgebrach darüber
informiert, wo sie sich über die allgemeinen Zwecke und Ziele sowie die wesentlichen
Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit in der Zeit vom
........................... zur Planung erneut äußern kann.

11. Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung sowie die nach § 3 Abs. 2 auszulegenden
Unterlagen  wurden auf der Homepage der Marktgemeinde Burgebrach unter www.
.........................................................................veröffentlicht.

12. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs 2
BauGB für den Entwurf des Bebauungsplans i. d. Fassung vom 23.06.2026  hat vom ................
....................................stattgefunden.

13. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Burgebrach hat am .................. in öffentlicher Sitzung die
erneut eingegangenen Stellungnahmen behandelt und gewürdigt.

14. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Burgebrach hat am................... in öffentlicher Sitzung
den Bebauungsplan "2. Änderung des Bebauungsplans Falk und Dippacher Orles I",
Gemarkung Burgebrach im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB  i. d. Fassung vom
.................................................... gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Markt Burgebrach, den ....................................................

.................................................................................
Peter Pfohlmann (1. Bürgermeister)                                            Siegel

Ausfertigung:
15. Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts des Bebauungsplans mit dem

Willen der Marktgemeinde Burgebrach und die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen
Verfahrens gemäß § 1-10 BauGB werden beurkundet.

Markt Burgebrach, den ...................................................

.................................................................................
Peter Pfohlmann (1. Bürgermeister)                                           Siegel

16. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a
BauGB wurde am ........................... im Amtsblatt Nr. ......... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2
BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan "2. Änderung des Bebauungsplans Falk und Dippacher Orles I", Gemarkung
Burgebrach im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB ist damit in Kraft getreten.

Markt Burgebrach, den ...................................................

................................................................................
Peter Pfohlmann (1. Bürgermeister)                                          Siegel

  zuletzt geändert durch Art. 5 G v. 22.12.2025, Nr. 348

PLANZEICHNUNG 2. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS 

ÜBERSICHTSLAGEPLAN (ohne Maßstab)
zur 2. Änderung des Bebauungsplans "Falk und Dippacher Orles I"

"FALK UND DIPPACHER ORLES I", Markt Burgebrach M=1:1000

SCHEMASCHNITTE - Orientierungshilfe (M= 1:250)


